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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) vom 27. Juli 1957 , zugeleitet 
mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 31. Januar 1991. 

Diese Vorlage ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften dem Herrn Präsidenten des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Das Verfahren der Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ist einzuhalten ; der Wirtschafts - und 
Sozialausschuß ist anzuhören. 

Der Rat müßte seinen gemeinsamen Standpunkt spätestens im Juni 1991 festlegen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 27. Februar 1991 angefordert, siehe auch Drucksache 12/269 Nr. 2.7. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Haftung bei Dienstleistungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 100 a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Zuge der Neubelebung der Verbraucherschutzpo- 
litik erscheint es vordringlich — wie in der Entschlie- 
ßung des Rates vom 9. November 1989 betont 
wurde — , Maßnahmen einzuführen, welche die 
Dienstleistungssicherheit gemeinschaftsweit fördern. 

Der Dienstleistungsmarkt umfaßt die gesamte Ge- 
meinschaft. 

Obwohl die Gesetzgebung und Rechtsprechung in 
allen Mitgliedstaaten, was die Haftung des Dienstlei- 
stenden für die durch seine Dienstleistungen verur- 
sachten Schäden betrifft, zu einem verstärkten Schutz 
von Dienstleistungsempfängern und Dritten tendie- 
ren, unterscheiden sie sich doch nach Inhalt und 
Schutzumfang. Diese Unterschiede sind geeignet, den 
Handel zu behindern und ungleiche Bedingungen auf 
dem Dienstleistungsbinnenmarkt zu schaffen. Dies 
führt dazu, daß weder bei Personenschäden noch bei 
Schäden an beweglichen oder unbeweglichen Sa- 
chen, die durch eine Dienstleistung verursacht wor- 
den sind, den Verletzten bzw. Verbrauchern in glei- 
chem Umfang Schutz gewährt wird. 

Angesichts dieser Unterschiede und des gemein- 
schaftsweiten Charakters der Dienstleistungen er- 
scheint es angezeigt, eine Maßnahme auf Gemein- 
schaftsebene zu ergreifen. 

In Anbetracht des Schutzes, den das nationale Recht 
der Mitgliedstaaten gewährt, stellt die Umkehr der 
Beweislast für das Verschulden des Erbringers einer 
fehlerhaften Dienstleistung die geeignetste Lösung 
dar. Dieser Grundsatz existiert zwar schon in der 
Rechtsordnung und Rechtsprechung mehrerer Mit- 
gliedstaaten; er sollte jedoch eine verbindliche Form 
erhalten und einheitlich angewandt werden. 

Aufgrund der Besonderheit von Dienstleistungen, die 
vor allem darin besteht, daß sie „einmalig“ und zu- 
weilen nicht greifbar sind und daß die Dienstleistung 
im Augenblick des Schadenseintritts „verschwun- 
den" ist, sowie der Tatsache, daß der Geschädigte — 
im Gegensatz zum Dienstleistenden — nicht über ein- 
schlägige Fachkenntnisse verfügt, ist die Umkehr der 
Beweislast für das Verschulden des Dienstleistenden 
zugunsten des Geschädigten gerechtfertigt. 


Das Verschulden des Dienstleistenden ist an der be- 
rechtigten Erwartung zu messen, daß die Dienstlei- 
stung weder die körperliche Unversehrtheit von Per- 
sonen noch die Unversehrtheit beweglicher oder un- 
beweglicher Sachen einschließlich derjenigen, die 
Gegenstand der Dienstleistung sind, beeinträchtigt. 

Die Tatsache allein, daß es zum Zeitpunkt der Erbrin- 
gung der Dienstleistung oder danach eine bessere 
Dienstleistung gab oder die Möglichkeit dazu be- 
stand, begründet kein Verschulden. 

In Anbetracht der Vielfalt der Dienstleistungen einer- 
seits und der bereits bestehenden Richtlinie 
85/374/EWG des Rates 1 ) über die Haftung für fehler- 
hafte Produkte andererseits empfiehlt es sich, den 
Begriff der Dienstleistung weit zu fassen und dabei die 
übliche Unterscheidung zwischen Dienstleistung und 
Herstellung von Gütern sowie zwischen Dienstlei- 
stung und Übertragung dinglicher Rechte zu berück- 
sichtigen. 

Wegen ihrer besonderen Eigenart müssen öffentliche 
Dienstleistungen zur Aufrechterhaltung der öffentli- 
chen Sicherheit von dieser Richtlinie ausgeklammert 
werden. Das gleiche gilt für Dienstleistungen bei Pau- 
schalreisen und Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit Abfällen, für die es bereits einschlägige Gemein- 
schaftsvorschriften gibt, sowie für Schäden, bei denen 
die Frage der Haftung bereits durch internationale, 
von den Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft ratifi- 
zierte Übereinkommen geregelt ist. 

Der Grundsatz des Verbraucherschutzes und der Ent- 
schädigung von Personen, die durch eine fehlerhafte 
Dienstleistung einen Schaden erlitten haben, recht- 
fertigt keine Unterscheidung zwischen privaten und 
öffentlichen Dienstleistenden. Dagegen sollten nur 
die im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit und 
nicht die zwischen Privatpersonen erbrachten Dienst- 
leistungen erfaßt werden. 

Der Schutz des Geschädigten erfordert die Wieder- 
gutmachung von Schäden, die durch eine Beeinträch- 
tigung der Gesundheit oder der körperlichen Unver- 
sehrtheit entstanden sind. Der Schutz des Verbrau- 
chers erfordert auch den Ersatz von Schäden, die 
durch eine Beeinträchtigung der Unversehrtheit be- 
weglicher oder unbeweglicher Sachen entstanden 
sind. Für alle sich aus einer solchen Beeinträchtigung 
ergebenden materiellen Schäden ist ebenfalls Scha- 
denersatz zu leisten. 

Es erscheint angezeigt, die Beweispflicht für den 
Schaden und den Kausalzusammenhang zwischen 
dem Schaden und der Dienstleistung dem Geschädig- 
ten aufzuerlegen. 

Angesichts der Lage der Parteien erscheint es ge- 
rechtfertigt, daß die Haftung des Dienstleistenden 


1) ABI. Nr. L 210 vom 7. August 1985, S. 29 
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nicht gemindert wird, wenn der Schaden sowohl 
durch sein Verschulden als auch durch die Handlung 
eines Dritten verursacht worden ist, daß sich aber ein 
Mitverschulden des Geschädigten haftungsmindernd 
oder sogar haftungsausschließend auswirken kann. 

Der Schutz des Geschädigten beinhaltet, daß der 
Dienstleistende seine Haftung diesem gegenüber we- 
der begrenzen noch ausschließen kann. 

Haften mehrere Personen für denselben Schaden, so 
erfordert es der Schutz des Geschädigten, daß alle 
gesamtschuldnerisch haften. 

Die Stellung des Verbrauchers gegenüber dem Fran- 
chisegeber, der dem Dienstleistungsuntemehmen sei- 
nen Namen zur Verfügung stellt, und dem Franchise- 
nehmer, an den er sich wendet, rechtfertigt eine ge- 
samtschuldnerische Haftung des Franchisegebers, 
des Franchisenehmers und des Hauptfranchiseneh- 
mers. 

Diese Richtlinie berührt nicht die Anwendung der 
Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 
über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
der Arbeitnehmer bei der Arbeit 2 ) sowie der daraus 
resultierenden Einzelrichtlinien. 

Die durch diese Richtlinie geschaffene Haftungsrege- 
lung und die Art der Dienstleistungen rechtfertigen 
relativ kurze, aber angemessene Fristen für die Ver- 
jährung der Ersatzansprüche und das Erlöschen der 
Haftung, ausgenommen bei Dienstleistungen im Zu- 
sammenhang mit der Planung und Errichtung von 
Gebäuden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 
Grundsatz 

1. Der Dienstleistende haftet für den Schaden, der 
durch sein Verschulden bei Erbringung der Dienst- 
leistung an Gesundheit und körperlicher Unver- 
sehrtheit der Personen sowie an der Unversehrtheit 
beweglicher oder unbeweglicher Sachen, ein- 
schließlich solcher, die Gegenstand der Dienstlei- 
stung sind, verursacht worden ist. 

2. Es obliegt dem Dienstleistenden, sein Nichtver- 
schulden zu beweisen. 

3. Bei der Beurteilung des Verschuldens ist zu be- 
rücksichtigen, ob das Verhalten des Dienstleisten- 
den unter normalen: und vorhersehbaren Bedin- 
gungen die Sicherheit gewährleistet, die berech- 
tigterweise erwartet werden kann. 

4. Die Tatsache allein, daß es zum Zeitpunkt der Er- 
bringung der Dienstleistung oder danach eine bes- 
sere Dienstleistung gab oder die Möglichkeit dazu 
bestand, begründet kein Verschulden. 

2 ) ABI. Nr. L 183 vom 29. Juni 1989, S. 1 


Artikel 2 

Definition der Dienstleistung 

„Dienstleistung 11 im Sinne dieser Richtlinie ist jede 
im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit oder eines 
öffentlichen Dienstes in unabhängiger Weise er- 
brachte entgeltliche oder unentgeltliche Leistung, die 
nicht unmittelbar und ausschließlich die Herstellung 
von Gütern oder die Übertragung dinglicher Rechte 
oder von Urheberrechten zum Gegenstand hat. 

Die Richtlinie güt nicht für öffentliche Dienstleistun- 
gen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Si- 
cherheit dienen. Sie gilt nicht für Pauschalreisen, noch 
für Dienstleistungen im Zusammenhang mit Abfäl- 
len. 

Sie güt ferner nicht für Schäden, bei denen die Frage 
der Haftung bereits durch Internationale, von den 
Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft ratifizierte 
Übereinkommen geregelt ist. 

Artikel 3 

Definition des Dienstleistenden 

1. Der Begriff „DiensÜeistender" bezeichnet jede na- 
türliche oder juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts, die im Rahmen ihrer gewerbli- 
chen Tätigkeit oder eines öffentlichen Dienstes 
eine Dienstleistung nach Artikel 2 erbringt. 

2. Eine Person gilt auch dann als Dienstleistender im 
Sinne dieser Richtlinie, wenn sie zur Erbringung 
ihrer Dienstleistung die Dienste eines Vertreters 
oder eines anderen rechtlich abhängigen Vermitt- 
lers in Anspruch nimmt. 

3. Ist der DiensÜeistende nach Absatz 1 jedoch nicht 
in der Gemeinschaft niedergelassen, so güt — un- 
beschadet seiner Haftung — der Vertreterb zw. der 
rechtlich abhängige Vermittler, der die Diensüei- 
stung in der Gemeinschaft erbringt, als Dienstlei- 
stender im Sinne dieser Richtlinie. 

Artikel 4 

Definition des Schadens 

Der Begriff „Schaden" bezeichnet 

a) den unmittelbaren Schaden, der durch den Tod 
oder irgendeine Beeinträchtigung der Gesundheit 
oder körperlichen Unversehrtheit von Personen 
verursacht worden ist; 

b) den unmittelbaren Schaden, der durch irgendeine 
Beeinträchtigung der Unversehrtheit beweglicher 
oder unbeweglicher Sachen, einschließlich Tieren, 
verursacht worden ist, sofern diese Sachen 

i) ihrer Art nach normalerweise zum privaten Ge- 
brauch oder Verbrauch bestimmt sind und 

ii) vom Geschädigten hauptsächlich zum privaten 
Gebrauch oder Verbrauch bestimmt oder ver- 
wendet worden sind 
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c) alle finanziellen Schäden, die unmittelbar von den 
unter Punkt a und b genannten Schäden herrüh- 
ren. 

Artikel 5 

Beweise 

Der Geschädigte hat den Schaden und den Kausal- 
zusammenhang zwischen der Dienstleistung und dem 
Schaden zu beweisen. 

Artikel 6 

Handlung eines Dritten und mitwirkendes 
Verschulden 

1. Die Haftung des Dienstleistenden wird nicht ge- 
mindert, wenn der Schaden sowohl durch sein ei- 
genes Verschulden als auch durch die Handlung 
eines Dritten verursacht worden ist. 

2. Die Haftung des Dienstleistenden kann gemindert 
oder sogar ausgeschlossen werden, wenn der 
Schaden sowohl durch sein eigenes Verschulden 
als auch durch das des Geschädigten oder einer 
Person, für die der Geschädigte haftet, verursacht 
worden ist. 

Artikel 7 

Haltungsausschluß 

Der Dienstleistende kann die Haftung, die ihm nach 
dieser Richtlinie obhegt, dem Geschädigten gegen- 
über weder begrenzen noch ausschließen. 

Artikel 8 

Gesamtschuldnerische Haltung 

1. Haften nach dieser Richtlinie mehrere Personen für 
denselben Schaden, so haften sie unbeschadet der 
nationalen Rechtsvorschriften über den gegenseiti- 
gen Regreßanspruch der Dienstleistenden gesamt- 
schuldnerisch. 

2. Der Franchisegeber, der Hauptfranchisenehmer 
und der Franchisenehmer — gemäß den Definitio- 
nen der Verordnung (EWG) Nr. 4087/88 der Kom- 
mission vom 30. November 1988 über die Anwen- 
dung von Artikel 85 Abs. 3 des Vertrags auf Grup- 
pen von Franchisevereinbarungen 3 ) — sind ge- 
samtschuldnerisch haftende Personen im Sinne des 
Absatzes 1. 

Der Franchisegeber und der Hauptfranchisenehmer 
können sich von der Haftung befreien, wenn sie nach- 
weisen können, daß der Schaden auf ein Erzeugnis 
zurückzuführen ist, das sie gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 4087/88 nicht selbst haben liefern oder vor- 
schreiben können. 


3 ) ABI. Nr. L 359 vom 28. Dezember 1988, S. 46 


Artikel 9 

Erlöschen der Ansprüche 

Die Mitgliedstaaten sehen in ihren Rechtsvorschrif- 
ten vor, daß die dem Geschädigten aus dieser Richtli- 
nie erwachsenden Ansprüche nach Ablauf einer Frist 
von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt erlöschen, zu dem 
der Dienstleistende die schadensverursachende 
Dienstleistung erbracht hat, sofern der Geschädigte in 
der Zwischenzeit kein Gerichts-, Verwaltungs- oder 
Schiedsverfahren gegen den Dienstleistenden ange- 
strengt hat. 

Bezieht sich die Dienstleistung jedoch auf die Planung 
oder Errichtung eines Gebäudes, so verlängert sich 
diese Frist auf 20 Jahre. 

Artikel 10 

Anspruchsverjähning 

1 . Die Mitgliedstaaten legen in ihren Rechtsvorschrif- 
ten fest, daß der in dieser Richtlinie vorgesehene 
Schadensersatzanspruch innerhalb einer Frist von 
drei Jahren ab dem Zeitpunkt verjährt, zu dem der 
Anspruchsberechtigte von dem Schaden, dem 
Dienst und der Person des Dienstleistenden Kennt- 
nis erlangt hat oder hätte erlangen müssen. 

Bezieht sich die Dienstleistung jedoch auf die Pla- 
nung oder Errichtung eines Gebäudes, so verlän- 
gert sich diese Frist auf zehn Jahre. 

2. Die Vorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Hemmung und Unterbrechung der Verjährung 
bleiben unberührt. 

Artikel 11 

Übergangsbestimmung 

Diese Richtlinie gilt nicht für Dienstleistungen, die 
erbracht wurden, bevor die in Artikel 12 Abs. 1 ge- 
nannten Vorschriften in Kraft getreten sind. 

Artikel 12 

Umsetzungsbestimmungen 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, um dieser 
Richtlinie bis zum 31. Dezember 1992 nachzukom- 
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich da- 
von in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlas- 
sen, nehmen sie entweder in diesen selbst oder bei 
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie 
Bezug. Sie regeln die Einzelheiten dieser Bezug- 
nahme. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die na- 
tionalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Bereich erlassen. 
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Geschehen zu Brüssel am 


Artikel 13 
Schlußbestimmung 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 


I. Wodurch ist die Maßnahme in erster Linie ge- 
rechtfertigt? 

— Besserer Schutz der Verbraucher bei Körper- 
verletzungen und Sachschäden durch eine 
Dienstleistung; Vereinheitlichung der natio- 
nalen Rechtsvorschriften, um das einwand- 
freie Funktionieren des Dienstleistungsbin- 
nenmarkts zu ermöglichen. 

II. Merkmale der betroffenen Unternehmen 
Insbesondere: 

a) Gibt es eine große Anzahl von KMU? 

— Zahlreiche KMU sind Dienstleistungsunter- 
nehmen und daher von der Richtlinie be- 
troffen. 

b) Gibt es Konzentrationen in Regionen, 

i. die für regionale Beihilfen der Mitgliedstaa- 
ten in Betracht kommen? 

ii. die für Zuschüsse aus dem EFRE in Betracht 
kommen? 

— Konzentrationen wurden nicht festgestellt. 

III. Welche Verpflichtungen werden den Unterneh- 
men direkt auferlegt? 

— Durch den Vorschlag soll die Beweislast im 
Falle einer Beeinträchtigung der körperlichen 
Unversehrtheit bzw. der Unversehrtheit von 
Privateigentum durch Verschulden des 
Dienstleistenden zugunsten des Geschädigten 
umgekehrt werden. 

Der Dienstleistende kann die Haftung gegen- 
über dem Geschädigten weder beschränken 
noch zurückweisen. 

Haften mehrere Dienstleistende, so gilt das 
Prinzip der gesamtschuldnerischen Haftung. 

Die Bestimmungen könnten zu einer leichten 
Erhöhung der von den Unternehmen gezahl- 
ten Versicherungsprämien führen. Diese wer- 
den jedoch wahrscheinlich nicht zu Wettbe- 
werbsverzerrungen führen und dürften über 
die Preise der Dienstleistungen weitergege- 
ben werden. 

IV. Welche Verpflichtungen könnten den Unterneh- 
men auf dem Wege über die örtlichen Behörden 
indirekt auferlegt werden? 

— Keine 

V. Gibt es Sondermaßnahmen für KMU? 

— Nein 


VI. Was sind die voraussichtlichen Auswirkungen auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen? 

— Der Vorschlag dürfte sich günstig auswirken, 
da eine Haftungsregelung mit für alle Mit- 
gliedstaaten gleichen Grundsätzen eingeführt 
wird, wodurch die Rechtsunsicherheit verrin- 
gert wird. Eventuelle Erhöhungen der Versi- 
cherungsprämien für die Dienstleistenden 
würden alle Unternehmen treffen und in je- 
dem Fall über die Preise der Dienstleistungen 
an den Verbraucher weiter gegeben werden. 


Einführungskosten für die grundsätzliche 
Umkehrung der Beweislast 

Die zivilrechtliche Haftung der Dienstleistenden wird 
im allgemeinen durch zweierlei Versicherungen ge- 
deckt, eine für Schäden, die in und aufgrund der Aus- 
führung der Dienstleistung entstehen, die andere für 
Schäden, die zwar durch die Dienstleistung entste- 
hen, aber erst nach der Ausführung eintreten. Grund- 
lage für die Prämienberechnung im erstgenannten 
Fall ist im allgemeinen die Bruttolohnsumme des Un- 
ternehmens, während die Prämie im zweitgenannten 
Fall in der Regel nach dem Unternehmensumsatz be- 
rechnet wird. 

Allerdings gibt es für kleine und mittelständische Un- 
ternehmen gemischte Versicherungen, die beide Ar- 
ten umfassen und deren Prämien bei 0,2 bis 2% der 
Gesamtlohnsumme liegen. 

Wie hoch genau die zusätzliche Prämie sein wird, die 
von den Unternehmen aufgrund der Einführung einer 
Regelung, welche die Umkehrung der Beweislast zu- 
gunsten des Geschädigten vorsieht, verlangt wird, 
muß im Einzelfall je nach Art und Umfang der Risiken 
jedes einzelnen Unternehmens und unter Berücksich- 
tigung der vor Einführung dieser Regelung geschlos- 
senen Versicherungen berechnet werden. 

Zudem läßt sich keine Vorhersage über eine be- 
stimmte Zunahme der Versicherungsfälle infolge ver- 
schärfter Haftungsvorschriften treffen, wenn man da- 
von ausgeht, daß die entsprechenden Maßnahmen zu 
einer stärkeren Schadensverhütung seitens der 
Dienstleistenden führen werden. 

Außerdem muß daran erinnert werden, daß die der- 
zeitige Entwicklung der Gesetzgebung und Recht- 
sprechung in mehreren Mitgliedstaaten bereits in 
Richtung auf eine Umkehrung der Beweislast ver- 
läuft. 

Folglich ist anzunehmen, daß, auch wenn die Richtli- 
nie zu einer Anhebung der Versicherungsprämien für 
die KMU führen sollte, die Erhöhung nur sehr gering 
ausf allen wird. Außerdem dürfte sie durch eine leichte 
Anhebung der Dienstleistungspreise auf die Verbrau- 
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eher abgewälzt werden, ohne daß dadurch ein Nach- 
teil für die Unternehmen entstünde, da sich alle in der 
gleichen Lage befinden. 


Vorteile einer Umkehrung der Beweislast 

Durch den Vorschlag wird die rechtliche Unsicherheit 
der Dienstleistungsuntemehmen verringert und die 
Wettbewerbsbedingungen dieser Unternehmen auf 
Gemeinschaftsebene werden einander angeglichen. 


VII. Sind die Sozialpartner konsultiert worden? Wie 
haben sie Stellung genommen? 

— Ja, insbesondere die UNICE, die KMU und 
der Ausschuß für Handel und Vertrieb. Ihre 
Stellungnahmen wurden weitgehend berück- 
sichtigt, sowohl durch die Änderung des 
Wortlauts des Richtlinienvorschlags als auch 
vor allem durch die Aufgabe des ursprünglich 
in Betracht gezogenen Prinzips der Haftung 
. ohne Verschulden. 
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Angaben über die Auswirkungen auf die Bürger 


Durch die vorgeschlagene Richtlinie läßt sich der 
Schutz der europäischen Bürger merklich verbessern, 
da sie hauptsächlich auf eine zweifache Wirkung an- 
gelegt ist, eine präventive und eine korrektive. 

Was die präventive Wirkung betrifft, so wird eine Re- 
gelung, die eine Umkehrung der Beweislast für das 
Verschulden des Dienstleistenden vorsieht, diese 
dazu bewegen, die Qualitätskontrollen bei ihren 
Dienstleistungen zu verstärken und strengere Sicher- 
heits- und Leistungsnormen anzuwenden. Eine solche 
vorbeugende Maßnahme ist um so notwendiger, als es 
für Dienstleistungen auf Gemeinschaftsebene prak- 
tisch keine Harmonisierung bzw. Angleichung der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und keine bin- 
denden Anforderungen oder Normen gibt. Solche An- 
forderungen und Normen festzulegen, dürfte zudem 
aufgrund der Vielfalt und Unterschiedlichkeit der an- 
gebotenen Dienste und mangels einschlägiger ein- 
heitlicher Vorschriften sehr schwierig sein. Der Ver- 
braucher kann mit Recht von der Dienstleistung er- 
warten, daß sie weder seiner Gesundheit noch seinen 
Gütern schadet. Auf diese Weise werden die Verbrau- 
cher, gleichgültig in welchem Land, dazu ermuntert, 
Dienstleistungen zu kaufen, bei denen sie wissen, daß 
sie mögliche ungerechtfertigte Schäden nicht hinzu- 
nehmen brauchen, selbst wenn dieser Schutz zu- 
nächst mit einem geringen Anstieg der Dienstlei- 
stungspreise einhergeht. 

Was die Korrektivwirkung betrifft, so werden die 
Pflichten des Geschädigten eingeschränkt, so daß die- 


ser zur Geltendmachung seiner Ansprüche eher den 
Richter oder das Gericht anrufen wird. 

Während die gewerblichen Dienstanbieter von der 
Modernisierung der Verfahren und Werkstoffe, die sie 
an- bzw. verwenden, profitieren und ihre Tätigkeit 
neue Risiken mit sich bringt (hier und da ist in viel- 
schichtiger Form eine Beeinträchtigung der Gesund- 
heit und Sicherheit der Verbraucher zu beobachten), 
stehen die durch fehlerhafte Dienstleistungen Ge- 
schädigten ohne Mittel da, da sie weder über ein- 
schlägige Fachkenntnisse noch über die Geldmittel 
verfügen, die es ihnen ermöglichen würden, die 
Schuld des Dienstleistenden zu beweisen. Zudem ha- 
ben sie es häufig mit einer Dienstleistung zu tun, von 
der bei Eintritt des Schadens nichts mehr zu sehen 
ist. 

Im Hinblick auf die Schadenersatzleistung ist es zu- 
weilen schwierig, den Kausalzusammenhang zwi- 
schen Schaden und Dienstleistung nachzuweisen, zu- 
mal wenn der Geschädigte überdies die Schuld des 
Dienstleistenden beweisen muß. 

Durch die vorgeschlagene Richtlinie kann der Dienst- 
leistungsgeschädigte leichter gerichtliche Schritte un- 
ternehmen, da die Beweislast für ihn erleichtert wird. 
Damit erhält er die Möglichkeit, aufgrund gleichlau- 
tender Rechtsvorschriften in gleicher Weise entschä- 
digt zu werden, unabhängig davon, in welchem Mit- 
gliedstaat er seine Ansprüche geltend macht. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1.1 Dem Dienstleistungssektor kommt sowohl wirt- 
schaftlich als auch im Hinblick auf den Verbrau- 
cherschutz große Bedeutung zu. 

Was die Wirtschaft betrifft, so dürfte über die 
Hälfte der jährlichen Wertschöpfung in der Euro- 
päischen Gemeinschaft, die sich 1986 auf 
1 396 791 000 000 ECU belief, aus Dienstleistun- 
gen stammen. 

In dieser Zahl sind natürlich auch Leistungen wie 
finanzielle Dienste enthalten, die normalerweise 
für die Gesundheit und den Schutz der Verbrau- 
cher und ihres Eigentums ohne Bedeutung sind. 
Zahlreiche Dienstleistungen können jedoch, 
wenn sie fehlerhaft sind, der Gesundheit schaden 
oder die körperliche Unversehrtheit von Personen 
wie auch die Unversehrtheit der materiellen be- 
weglichen oder unbeweglichen Güter der Dienst- 
leistungsempfänger beeinträchtigen. Das gilt 
selbstverständlich für die Gesundheitspflege, 
aber auch für produktbezogene Dienstleistungen, 
wie die Reparatur oder Installierung von Erzeug- 
nissen, oder Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit Anlagen, wie Spielflächen, Hotels, Freizeit- 
zentren. Desgleichen gilt dies für immaterielle 
Dienstleistungen, wie die Überwachung, und ge- 
mischte Dienstleistungen, wie Transporte und 
Reisen. 

1.2 Die Sicherheit ist ein wesentlicher Aspekt der 
Vollendung des Binnenmarktes, denn nur sichere 
Produkte und Dienstleistungen dürfen frei gehan- 
delt werden. Ferner setzt ein echter freier Verkehr 
von Waren und Dienstleistungen das Vertrauen 
der Verbraucher voraus. 

Der Rat hat in diesem Zusammenhang bereits am 
25. Juli 1985 die Richtlinie über die Haftung für 
fehlerhafte Produkte verabschiedet, die heute in 
den meisten Mitgliedstaaten umgesetzt worden 
ist. Durch diese Richtlinie wird den durch fehler- 
hafte Produkte Geschädigten eine angemessene 
Entschädigung gesichert. Der derzeit im Rat erör- 
terte Richtlinienvorschlag zur allgemeinen Pro- 
duktsicherheit betrifft den Aspekt der Vorbeu- 
gung. 

1.3 In diesem Zusammenhang hat die Kommission 
Studien über die Dienstleistungssicherheit durch- 
geführt, die gezeigt haben, daß der allgemeine 
Trend in den Mitgliedstaaten dahin geht, bei 
Dienstleistungen auch die Sicherheitsaspekte zu 
berücksichtigen. 

Beispiele für ein solches apriorisches Sicherheits- 
streben sind die vorherige Genehmigung be- 
stimmter Anlagen und die Zulassungsbedingun- 
gen für bestimmte Berufe. 


Immerhin haben die Verschiedenartigkeit und die 
Komplexität dieser näher am Erzeuger ansetzen- 
den Regelungen die Kommission dazu bewogen, 
zunächst auf jeden Fall „näher am Verbraucher“ 
einzugreifen und Überlegungen über eine Rege- 
lung der zivilrechtlichen Haftung und Entschädi- 
gung bei fehlerhaften Dienstleistungen anzustel- 
len. 

Untersuchungen über die Rechtsvorschriften und 
die Rechtsprechung in den Mitgliedstaaten in Sa- 
chen der zivilrechtlichen Haftung von Dienstlei- 
stenden haben gezeigt, daß sich die Lage — wenn 
auch von einem zum anderen Mitgliedstaat unter- 
schiedlich — merklich zugunsten der durch feh- 
lerhafte Dienstleistungen Geschädigten ändert. 

So läßt sich in der Gesetzgebung einerseits eine 
allgemeine Entwicklung feststellen, wie sie sich 
beispielsweise in dem spanischen Verbraucher- 
und Benutzerschutzgesetz 1 ) und dem französi- 
schen Verbraucherschutzgesetz 2 ) widerspiegelt, 
andererseits ist in einigen Branchen eine spezifi- 
sche Entwicklung zu beobachten. 

Am auffälligsten ist die Entwicklung jedoch in der 
Rechtsprechung. 

Obgleich die allgemeine Entwicklung dahin geht, 
die Lage des Dienstleistungsgeschädigten, der 
über keinerlei einschlägige Fachkenntnisse ver- 
fügt, immer stärker zu berücksichtigen, ist sie 
doch von einem Mitgliedstaat zum anderen und 
selbst innerhalb desselben Mitgliedstaates recht 
unterschiedlich. 

Unterschiede lassen sich in zwei der drei wichtig- 
sten Punkte, die bei Schadenersatzfragen eine 
Rolle spielen, feststellen. So muß der Geschädigte 
bei einem Schaden infolge fehlerhafter Dienstlei- 
stung dreierlei beweisen: die Existenz des Scha- 
dens, das Verschulden des Dienstleistenden und 
den Kausalzusammenhang zwischen Schaden 
und Verschulden. 

— Was den Beweis für das Verschulden des 
Dienstleistenden betrifft, so müssen je nach 
Branche der italienische Verbraucher und im 
allgemeinen der britische Verbraucher das 
Verschulden des Dienstleistenden beweisen, 
während beispielsweise der deutsche Ver- 
braucher (unter Berufung auf die positive Ver- 
tragsverletzung p. V. V.) wie auch der spani- 
sche, dänische, griechische und belgische (im 
Falle der Erfolgsschuld) in den Genuß einer 
Umkehrung der Beweislast kommt. Dagegen 
ist der britische Dienstleistende unabhängig 


*) Gesetz Nr. 26/1984 vom 19. Juli 1984 BOE Nr. 176 von Juli 
1984. 

2 ) Gesetz vom 21. Juli 1983. 
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vom Verschulden für den Fehler des Erzeug- 
nisses, das er verwendet, haftbar. 

— Was den Kausalzusammenhang betrifft, so gilt 
für den deutschen Verbraucher in vielen Fäl- 
len eine Umkehrung der Beweislast unter Be- 
rufung auf den „ Gefahrenkreis " des Dienstlei- 
stenden, d. h. jenen Bereich, den dieser in der 
Lage ist zu kontrollieren. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Lage des 
Dritten je nach Mitgliedstaat unterschiedlich, da 
die oben erwähnte Umkehrung der Beweislast für 
das Verschulden des Dienstleistenden und den 
Kausalzusammenhang nur für die Vertragspart- 
ner in der Bundesrepublik Deutschland, in Spa- 
nien und in Belgien gilt. Dritte, die keine Ver- 
tragspartei sind, kommen nicht in diesen Genuß. 
In Dänemark befinden sich die Dritten jedoch in 
der gleichen Lage wie die Vertragspartner. 

Unterschiede gibt es auch in der Begriffsbestim- 
mung für den Dritten. Im Vereinigten Königreich 
ist es beispielsweise möglich, den Dienstleisten- 
den wegen eines Schadens zu verklagen, den 
eine Person erlitten hat, für die ein Vertrag abge- 
schlossen worden ist (Urteil im Fall Jackson); bis- 
weilen beruft man sich dabei auf einen „ Quasi- 
vertrag " für die Familie des Vertragschließen- 
den. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland gestat- 
tet es die Berufung auf ein quasivertragliches 
Rechtsverhältnis dem Eigentümer eines reparier- 
ten Gutes, gegen denjenigen, der die Reparatur 
ausgeführt hat, vorzugehen. 

Im französischen Recht ist vorgesehen, daß be- 
stimmte Dritte — ebenso wie die Vertragspar- 
teien — gegenüber einem Schuldner vertragliche 
Schadensersatzansprüche geltend machen. 

Dabei läßt sich auch feststellen, daß in Frankreich 
und Belgien vor allem das Verschulden des 
Dienstleistenden unterschiedlich beurteilt wird, je 
nachdem ob es sich um eine Erfolgsschuld (bei der 
der Geschädigte nur den mangelnden Erfolg zu 
beweisen braucht) oder um eine Sorgfaltsschuld 
(bei der der Geschädigte die mangelnde Sorgfalt 
des Dienstleistenden beweisen muß) handelt. 

Was die Frage betrifft, wann eine Erfolgsschuld 
und wann eine Sorgfaltsschuld vorliegt, so ist die 
Rechtsprechung nicht nur von einem Mitglieds- 
land zum anderen, sondern auch innerhalb des- 
selben Mitgliedstaates von einem Gericht zum 
anderen unterschiedlich. 

1.4 Durch diese konfuse Lage, d. h. die unterschiedli- 
chen nationalen Rechtsvorschriften, und vor allem 
die Tatsache, daß die Entwicklung zugunsten der 
Geschädigten in der Rechtsprechung stattfindet 
und zudem noch mit erheblichen Unterschieden 
von einem Mitgliedstaat zum anderen wie auch 
innerhalb desselben Landes, entstehen nach Auf- 
fassung der Kommission gewisse Nachteile. 

— Nachteile für Verbraucher und Geschädigte. 
Diese befinden sich bereits im Nachteil, da sie 


über keine einschlägigen Fachkenntnisse ver- 
fügen und mit einer Dienstleistung zu tun ha- 
ben, von der bei Eintritt des Schadens nichts 
mehr zu sehen ist. 

In dieser Hinsicht befinden sich die Dienstlei- 
stungsgeschädigten in einer schwierigeren 
Lage als die durch fehlerhafte Massenerzeug- 
nisse Geschädigten, die in der Regel die Mög- 
lichkeit haben, das fehlerhafte Erzeugnis 
selbst oder ein gleiches noch im Handel be- 
findliches fehlerhaftes Erzeugnis prüfen zu 
lassen. 

Neben diesen besonderen Schwierigkeiten 
und den mit dem Zugang zu den Gerichten 
verbundenen Problemen, befinden sich die 
Dienstleistungsgeschädigten zudem noch in 
einer Situation, in der es ihnen nahezu unmög- 
lich ist, ihre Erfolgschancen bei einem Prozeß 
gegen den Dienstleistenden abzuschätzen. Sie 
können sich nicht auf klare, einheitliche 
Grundsätze berufen und können weder wissen 
noch voraussehen, welche Entwicklung die 
Rechtsprechung einschlagen wird, die even- 
tuell ihren Fall betreffen könnte. Dies gilt 
schon für ihr eigenes Land, um so mehr für ein 
anderes, in dem die Dienstleistung erbracht 
worden ist oder der Dienstleistende niederge- 
lassen ist. Innerhalb Europas sollten alle Ver- 
braucher und Geschädigten den gleichen An- 
spruch auf eine reelle Entschädigungschance 
nach einheitlichen Grundsätzen haben. 

— Nachteile für die Dienstleistenden selbst, die 
ihr Risiko nicht abschätzen und sich darum 
nicht richtig versichern können. 

Bei einer „Europäisierung" des Dienstlei- 
stungsmarkts kann diese in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten unterschiedliche Lage zu Wettbe- 
werbs Verzerrungen führen, die sich wiederum 
für jene Unternehmen ungünstig auswirken, 
für die die Sicherheit ein wesentliches Element 
ihrer Unternehmenspolitik ist oder die unter 
ein Gesetz mit entsprechender Rechtspre- 
chung fallen, das einen stärkeren Schutz bie- 
tet. Ein durch unterschiedliche Haftungsrege- 
lungen zersplitterter Markt kann die Unter- 
nehmen unter Umständen auch daran hindern, 
ihre Mittel und ihre Verkauf spohtik optimal 
darauf einzustellen. 

In einem großen Binnenmarkt für Dienstlei- 
stungen, bei dem sich der europäische Cha- 
rakter der Dienstleistungen sowohl in der Or- 
ganisation des Angebots und der Durchfüh- 
rung in mehreren Mitgliedstaaten (Beförde- 
rung, Reisen usw.) als auch in der Mobilität der 
Dienstleistenden und der Dienstleistungsemp- 
fänger zeigt, ist dieser Zustand unhaltbar. 

Vor diesem Hintergrund und angesichts der 
unterschiedlichen Rechtsvorschriften und der 
unterschiedlichen Rechtsprechung in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten ist daher eine Maß- 
nahme auf Gemeinschaftsebene unumgäng- 
lich. 


10 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/180 


1.5 Im Hinblick darauf hat die Kommission es für not- 
wendig erachtet, eine Richtlinie über die Haftung 
für fehlerhafte Dienstleistungen vorzuschlagen, 
in der für die Entschädigung solcher Dienst- 
leistungsgeschädigten klare und einheitliche 
Grundsätze auf europäischer Ebene festgelegt 
sind. Die — horizontale — Richtlinie dürfte nach 
Ansicht der Kommission jedes Übermaß an Regle- 
mentierung verhindern und im Schadensfall als 
Korrektiv, indirekt aber auch vorbeugend wir- 
ken. 

Zunächst hat der Dienst „Verbraucherpolitik ,, der 
Kommission eine Richtlinie geplant, durch die 
eine einheitliche Regelung für die verschuldens- 
unabhängige Haftung bei Schäden, die die physi- 
sche Sicherheit von Personen und Sachen betref- 
fen, geschaffen wird. Dem Vorschlag liegt die 
Vorstellung zugrunde, daß der Schaden ein Risiko 
der Gesellschaft ist und daß die Last des Schaden- 
ersatzes auf alle Betroffenen gerecht verteilt wer- 
den muß. 

Angesichts der Besorgnis, die eine solche Richtli- 
nie in bestimmten betroffenen Kreisen hervorge- 
rufen hat, und der Tatsache, daß die meisten der 
in den Mitgliedstaaten geltenden Regelungen 
— außer in einigen ganz bestimmten Berei- 
chen — noch immer auf dem Begriff des Verschul- 
dens seitens des Dienstleistenden beruhen, selbst 
wenn dieses häufig sehr weit interpretiert wird, 
und angesichts gewisser Vorbehalte in der Frage, 
ob es im Augenblick zweckmäßig sei, diese Lage 
allzu stark zu verändern, hat die Kommission be- 
schlossen, eine Richtlinie vorzuschlagen, die nicht 
eine Regelung der objektiven Haftung, sondern 
eine einheitliche Haftungsregelung vorsieht, de- 
ren Basis die Umkehrung der Beweislast zugun- 
sten des Geschädigten ist. Mit Blick auf den Ver- 
braucherschutz beschränkt sich die Richtlinie auf 
Körperverletzungen und Sachschäden. 

In der vorgeschlagenen Richtlinie wird davon aus- 
gegangen, daß es für einen Geschädigten sehr 
schwierig ist, bei einem Schaden infolge einer 
fehlerhaften Dienstleistung das Verschulden des 
Dienstleistenden zu beweisen, während sich der 
Fachmann, der über mehr Fachkenntnisse ver- 
fügt, in einer sehr viel besseren Position befindet, 
um das Gegenteil zu beweisen. 

Generell ist die Rechtsprechung immer mehr be- 
müht, dem Geschädigten durch Umkehrung der 
Beweislast für das Verschulden des Dienstleisten- 
den einen Ersatz für Schäden zuzuerkennen, die 
durch sicherheitstechnische Mängel entstanden 
sind. 

Das Verschulden ist ein vielgestaltiger Begriff, der 
einem ständigen Wandel ausgesetzt ist. In der 
Rechtsprechung wird er in zunehmenden Maße 
sehr großzügig ausgelegt. Er bezieht sich auf das 
Verhalten des Dienstleistenden sowie auf die von 
diesem bei der Erbringung der Dienstleistung ein- 
gesetzten Mittel. 

Um diese Entwicklung und den in der Rechtspre- 
chung der einzelnen Mitgliedstaaten vielfach ge- 


machten feinen Unterschied zwischen Erfolgs- 
schuld und Sorgfaltsschuld, gegebenenfalls ver- 
einbarte Beschränkungen der Dienstleistung und 
die Situation Dritter zu berücksichtigen, wird auf 
den Begriff der berechtigten Erwartung des Ver- 
brauchers hinsichtlich der Dienstleistungssicher- 
heit verwiesen. 

Dieser Begriff ermöglicht eine Beurteilung des 
Verschuldens im Einzelfall unter Berücksichti- 
gung der sicherheitstechnischen Aspekte. 

Der Begriff, der in die Produkthaftpflicht-Richtli- 
nie übernommen worden ist, findet sich auch in 
den Rechtsvorschriften einiger Mitgliedsländer 
(z. B. Spanien, Frankreich). Die berechtigte Er- 
wartung wird vor allem unter Berücksichtigung 
der Art der Dienstleistung, ihrer Zielsetzung und 
Bestimmung, der einschlägigen Gesetze und Vor- 
schriften, der Angaben der Anbieter, der Bestim- 
mungen des vom Verbraucher geschlossenen 
Vertrages usw. beurteilt. 

Die vorgeschlagene Richtlinie sieht vor, daß der 
Geschädigte nur die Existenz des Schadens und 
den Kausalzusammenhang zwischen dem Scha- 
den und der Dienstleistung zu beweisen hat. Der 
Dienstleistende kann sich von der Haftung nur 
befreien, wenn er beweist, daß ihn kein Verschul- 
den trifft, wobei das Verschulden im Verhältnis 
zur berechtigten Erwartung der Verbraucher an 
die Dienstleistungssicherheit sehr weit ausgelegt 
wird. Er kann sich so z. B. von der Haftung durch 
Berufung auf höhere Gewalt oder die Einhaltung 
zwingender Vorschriften befreien und dadurch 
die Vermutung seiner Haftung beseitigen. 

1.6 Die Kommission hat sich darüber Gedanken ge- 
macht, welche wirtschaftlichen Auswirkungen 
die Einführung einer solchen Richtlinie für die 
Dienstleistenden haben wird. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt wurden Verbindungen zu den Versi- 
cherern aufgenommen und Untersuchungen über 
die Auswirkungen einer solchen Richtlinie durch- 
geführt. 

Wie die Untersuchungen ergeben haben, kann 
die Einführung einer Regelung für die objektive 
Haftung zweifellos durch eine relativ geringe Er- 
höhung der bestehenden Versicherungsprämien 
gedeckt werden. Um so mehr dürfte die allge- 
meine Einführung des Grundsatzes der Umkeh- 
rung der Beweislast nicht zu übermäßigen Kosten 
führen. 

Selbst wenn die Kosten infolge einer Prämiener- 
höhung steigen, werden sie ohne jeden Zweifel 
von den Anbietern auf den Dienstleistungspreis 
aufgeschlagen. Die Verbraucher sind jedoch be- 
reit, den Preis dafür zu zahlen. Damit könnte die 
derzeitige Lage der Geschädigten ohne übermä- 
ßige Kosten für die Dienstleistenden geklärt wer- 
den, die sich zudem alle in der gleichen Lage 
befänden und von einer einheitlichen Grundlage 
profitieren würden, was zur Zeit nicht der Fall 
ist. 
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1.7 Alle betroffenen Kreise wurden zu der geplanten 
Richtlinie, durch die eine Regelung für die objek- 
tive Haftung eingeführt werden soll, befragt. 

Der Beratende Verbraucherausschuß hat die In- 
itiative der Kommission befürwortet und gleich- 
zeitig betont, daß es sich dabei nur um eine Min- 
destmaßnahme für den Verbraucherschutz han- 
dele. 

Insbesondere wurden konsultiert die UNICE, die 
Europäische Konföderation für Handel und Ver- 
trieb, die im Beratenden Ausschuß für kleine und 
mittlere Unternehmen vertretenden KMU, die im 
Beratenden Ausschuß für Handel und Vertrieb 
vertretenen Handels- und Vertrieb suntemehmen 
sowie der Europäische Ärzteausschuß. 

Diese Kreise haben erkannt, daß die geschädigten 
Verbraucher in ihrer schwierigen Lage besser ge- 
schützt werden müssen. Ihre konkreten Wünsche 
hinsichtlich des vorgeschlagenen Wortlauts laute- 
ten im wesentlichen: möglichst weitgehende Par- 
allelität zur Richtlinie über die Produkthaftpflicht, 
Ausschluß der Entwicklungsrisiken und Schäden 
geschädigter Unternehmen, Möglichkeit, Dienst- 
leistungen mit bekanntem Risiko weiterhin anzu- 
bieten, Einschluß nur von direkten Schäden, 
keine Haftung von Vermittlern, die selbst keine 
Dienstleistungen anbieten, erforderlicher Kausal- 
zusammenhang zwischen Fehler und Schaden so- 
wie Berücksichtigung der besonderen Lage der 
Franchisegeber. Neben ihren Bemerkungen zu 
dem vorgeschlagenen Wortlaut äußerten sich 
diese Kreise jedoch allgemein besorgt, was die 
Einführung des Grundsatzes der verschuldens- 
unabhängigen Haftung betrifft. 

Aufgrund dieser Besorgnis und der oben be- 
schriebenen Tatsache, daß die meisten Mitglied- 
staaten, von einigen Branchen abgesehen, in ihrer 
Gesetzgebung und Rechtsprechung den Ver- 
schuldensbegriff benutzen, sah sich die Kommis- 
sion veranlaßt, eine Richtlinie vorzuschlagen, die 
ebenfalls den Verschuldensbegriff enthält, grund- 
sätzlich aber eine Umkehrung der Beweislast für 
dieses Verschulden zugunsten des Geschädigten 
vorsieht. 


II. Querverbindungen zu anderen 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 

1. Es handelt sich um eine horizontale Richtlinie, 
durch die grundlegende Bestimmungen eingeführt 
werden, die immer dann anwendbar sind, wenn 
keine genaueren Vorschriften existieren. Diese 
existieren im Gemeinschaftsrecht für Pauschalrei- 
sen und für Abfälle. Die damit verbundenen 
Dienstleistungen fallen daher nicht in den Gel- 
tungsbereich dieser Richtlinie. 

2. Eine solche horizontale Richtlinie zur Haftung der 
Dienstleistenden ist unbedingt erforderlich, da in 
diesem äußerst wichtigen Bereich der Dienstlei- 
stungssicherheit bisher keinerlei Vorschriften exi- 


stieren. Angesichts der Verschiedenartigkeit und 
Komplexität der Dienstleistungen ist es schwierig, 
auf Gemeinschaftsebene durch eine Richtlinie, die 
ein allgemeines Sicherheitsprinzip einführt — wie 
es die Kommission bereits für die Produkte getan 
hat — wirksam vorzugehen. Man kann jedoch 
nachträglich im Zusammenhang mit dem Scha- 
densersatz für durch Dienstleistungen Geschädigte 
— gleichgültig, um welche Dienstleistung es sich 
handelt — tätig werden. 

Es existiert bereits eine horizontale Richtlinie über 
die Haftung der Hersteller fehlerhafter Produkte. 

Eine entsprechende Richtlinie für die Haftung der 
Dienstleistenden ist erforderlich, wenn die Ver- 
braucher nicht nur vom Binnenmarkt für Produkte, 
sondern auch vom Binnenmarkt für Dienstleistun- 
gen profitieren sollen und dieser auf die bestmög- 
liche Weise verwirklicht wird. 

3. Selbstverständlich gibt es Überschneidungen zwi- 
schen der Richtlinie für die Produkthaftung und 
dem Richtlinienvorschlag für die Haftung der 
Dienstleistenden. Diese sind unvermeidlich, da 
Dienstleistungen häufig die Verwendung von Pro- 
dukten einschließen. 

Die Überschneidungen sind erforderlich und ak- 
zeptabel, da so eine umfassende Haftung gesichert 
ist. Es muß darauf hingewiesen werden, daß die 
vorgeschlagene Richtlinie die Rechte der durch 
fehlerhafte Produkte Geschädigten in keiner Weise 
beeinträchtigt. 

4. Eine horizontale Richtlinie ist trotz der Verschie- 
denartigkeit der Dienstleistungssektoren wirksam 
und angemessen, da allen Dienstleistungen be- 
stimmte Aspekte gemeinsam sind, die durch Vor- 
schriften abgedeckt werden können, die sich dar- 
auf beschränken, grundlegende und ausreichende 
Verbraucherschutzbestimmungen festzulegen. 

Die allen Dienstleistungen gemeinsamen Aspekte 
beziehen sich auf die Schwierigkeiten, denen ein 
Geschädigter gegenübersteht, der, ohne Fach- 
kenntnisse zu besetzen, das Verschulden des 
Dienstleistenden nachweisen muß, wobei bei Ein- 
tritt des Schadens von der Dienstleistung nichts 
mehr zu sehen ist. 

Dieser grundsätzlich ausreichende Schutz schließt 
selbstverständlich nicht aus, daß auf Gemein- 
schaftsebene für einen bestimmten Sektor beson- 
dere Bestimmungen erlassen werden. 

Solche Bestimmungen existieren bereits für Pau- 
schalreisen und Abfälle. Sollten sich in Zukunft 
weitere Einzelrichtlinien als erforderlich erweisen, 
so können diese selbstverständlich eine Abwei- 
chungsklausel in bezug auf diese allgemeine Richt- 
linie enthalten. Ferner werden die Geschädigten 
durch diesen Vorschlag nicht daran gehindert, 
günstigere nationale Rechtsvorschriften geltend zu 
machen. 
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III. Rechtsgrundlage 

Der Vorschlag stützt sich auf Artikel 100 a, da er die 
logische Folge der „ Verwirklichung des Binnenmark- 
tes" ist. 

Die Richtlinie soll auch einen besseren Verbraucher- 
schutz gewährleisten. Dabei wurde die Entschließung 
des Rates vom 9. November 1989 über die künftigen 
Prioritäten bei der Neubelebung der Verbraucher- 
schutzpolitik berücksichtigt. 

Im nationalen Recht der einzelnen Mitgliedstaaten 
sind Unterschiede festgestellt worden, welche die Er- 
richtung und das Funktionieren des Binnenmarktes in 
1 verschiedener Hinsicht beeinträchtigen. 

Diese Unterschiede in den geltenden Rechtsvorschrif- 
ten und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen (Rechts- 
unsicherheit, unterschiedliche Entwicklung des Pro- 
zeßrisikos, unterschiedliche Versicherungsprämien 
usw.) können sich auf die Marktstellung der Dienstlei- 
stenden gegenüber der Konkurrenz auswirken. 

Zudem verstoßen diese Unterschiede gegen die 
Dienstleistungsfreiheit innerhalb der Gemeinschaft, 
da die Dienstleistenden mehr daran interessiert sind, 
ihre Dienste in Ländern anzubieten, in denen even- 
tuelle Schadensersatzansprüche weniger geschützt 
sind. Außerdem wirkt sich die Unsicherheit, die bei 
fehlender Harmonisierung der für Streitfälle auf die- 
sem Gebiet geltenden Gesetze entsteht, als Hemm- 
schuh für die Anstrengungen der Unternehmen aus, 
eine Marketingstrategie in europäischem Maßstab zu 
entwickeln. 

Dienstleistungen reichen sehr häufig über die Gren- 
zen hinweg (s. die zahlreichen Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit Reisen und Fremdenverkehr). 
Die Mobilität der Dienstleistenden und der Verbrau- 
cher muß in diesem Bereich soweit wie möglich geför- 
dert werden. Die Angleichung der nationalen Rechts- 
vorschriften wird dazu beitragen, sowohl den Trend 
der Unternehmen, ihre Geschäftstätigkeit auf Ge- 
meinschaf tsebene auszuweiten, als auch das Ver- 
trauen jener Verbraucher zu stärken, die bereit sind, 
jenseits ihrer Landesgrenze angesiedelte Unterneh- 
men in Anspruch zu nehmen. Die Rechtssicherheit ist 
zweifellos ein wichtiger Schritt auf dem Wege, das 
Interesse der Verbraucher für Dienstleistungen zu 
wecken, die im grenzüberschreitenden Dienstlei- 
stungsverbund angeboten werden. 

Die Unterschiede führen auch zu Benachteiligungen 
beim Verbraucherschutz. Für den Binnenmarkt dürfte 
es von grundlegender Bedeutung sein, daß den Ver- 
brauchern das gleiche Maß an Schutz geboten wird, 
unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat sie 
wohnen. 


IV. Allgemeiner Aufbau der vorgeschlagenen 
Richtlinie 


Kriteriums der berechtigten Erwartung beurteilt 
wird. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die Tatsache allein, daß zum Zeitpunkt der 
Erbringung der Dienstleistung oder danach eine 
bessere Dienstleistung erbracht wurde oder die 
Möglichkeit dazu bestand, kein Verschulden be- 
deutet. 

— Artikel 2 bis 4 enthalten die Begriffsbestimmun- 
gen für Dienstleistung, Dienstleistenden und Scha- 
den. 

— Artikel 5 bestimmt, daß der Geschädigte den 
Schaden und den Kausalzusammenhang zwischen 
Dienstleistung und Schaden zu beweisen hat. 

— Artikel 6 regelt die Lage bei gemeinsamem Ver- 
schulden. 

— Artikel 7 verbietet Klauseln, die die Haftung aus- 
schließen oder begrenzen. 

— Artikel 8 sieht die gesamtschuldnerische Haftung 
aller Personen, die denselben Schaden zu vertre- 
ten haben, sowie die gesamtschuldnerische Haf- 
tung von Franchisegeber, Hauptfranchisenehmer 
und Franchisenehmer vor. 

— Artikel 9 und 10 enthalten die Fristen für die An- 
spruchsverjährung und das Erlöschen der Haf- 
tung. 

— Artikel 11 bis 13 enthalten Übergangs- und Um- 
setzungsbestimmungen sowie eine Schlußbestim- 
mung. 


V. Kommentare zu den einzelnen Artikeln 
Artikel 1 

Der Dienstleistende haftet für den Schaden, der 
durch sein Verschulden bei der Erbringung der 
Dienstleistung verursacht worden ist, sofern er nicht 
beweisen kann, daß ihn kein Verschulden trifft. 

Das Verschulden wird danach beurteilt, ob das Ver- 
halten des Dienstleistenden unter normalen und vor- 
hersehbaren Bedingungen die Sicherheit gewähr- 
leistet, die berechtigterweise erwartet werden kann. 

Durch diesen Artikel wird die Beweislast grundsätz- 
lich zugunsten des Geschädigten umgekehrt. Da- 
durch soll der schwierigen Lage des durch eine feh- 
lerhafte Leistung Geschädigten Rechnung getragen 
werden, der sich bar aller Fachkenntnisse einer 
Dienstleistung gegenübersieht, die häufig nach Ein- 
tritt des Schadens „verschwunden" ist, ohne daß es 
(wie bei den Produkten) eine gleiche Dienstleistung 
gäbe, die man testen könnte. Durch diesen Grundsatz 
und die Einführung des Begriffs der berechtigten Er- 
wartung an die Sicherheit wird auch der zugunsten 
der Verbraucher verlaufenden Entwicklung in der 
Gesetzgebung und Rechtsprechung der einzelnen 
Mitgliedstaaten Rechnung getragen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die 
Tatsache allein, daß zum Zeitpunkt der Erbringung 
der Dienstleistung oder danach eine bessere Dienst- 


— Artikel 1 enthält den Grundsatz der Haftung des 
Dienstleistenden für eigenes Verschulden unter 
Umkehrung der Beweislast zugunsten des Ge- 
schädigten, wobei das Verschulden anhand des 
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leistung erbracht wurde oder die Möglichkeit dazu 
bestand, kein Verschulden bedeutet. 

Da die Richtlinie auf dem Grundsatz der Haftung für 
Verschulden beruht, sind Ausnahmeklauseln (z. B. für 
Fälle höherer Gewalt oder bei der Einhaltung zwin- 
gender Vorschriften) nicht erforderlich, da in diesen 
Fällen kein Verschulden des Dienstleistenden vorliegt 
und dieser somit nicht für den Schaden haftet. 


Artikel 2 (Definition der Dienstleistung im Sinne 
der Richtlinie) 

1. Die Richtlinie dient dem Schutz der Unversehrtheit 
von Personen und ihrem Privateigentum, nicht je- 
doch dem Schutz vor wirtschaftlichen Schäden. Vor 
allem unter diesem Aspekt ist die neue Regelung 
gerechtfertigt. Die Dienstleistung darf zumindest 
weder die Gesundheit und die körperliche Unver- 
sehrtheit von Personen noch die Unversehrtheit ih- 
rer privaten (beweglichen oder unbeweglichen) 
materiellen Güter beeinträchtigen. Dabei handelt 
es sich um eine konkrete Tatsache, die sich leicht 
feststellen und beurteilen läßt. 

Die Richtlinie findet keine Anwendung auf Dienst- 
leistungen, die die Gesundheit und die Unversehrt- 
heit von Personen und ihren privaten materiellen 
Gütern nicht beeinträchtigen (z. B. schlechte Fi- 
nanz-, Anlage- oder Versicherungsberatung, selbst 
wenn diese zu Vermögenseinbußen führt). 

2. Öffentliche Dienstleistungen zur Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Sicherheit (z. B. Polizei, Ge- 
fängnisse usw.) fallen aufgrund ihres besonderen 
Charakters nicht unter die Richtlinie. 

3. Dienstleistungen im Zusammenhang mit Pauschal- 
reisen und Abfällen sind ausgeschlossen, da sie 
bereits Gegenstand einschlägiger Gemeinschafts- 
vorschriften sind. Dies gilt auch für Schäden, bei 
denen die Frage der Haftung durch Internationale, 
von den Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft 
ratifizierte Übereinkommen geregelt ist. 

4. In den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten gibt 
es keine klare und allgemeine Definition der 
Dienstleistung. Die vorgeschlagene Definition be- 
zieht sich auf die klassische Unterscheidung zwi- 
schen Dienstleistung einerseits und Herstellung 
von Gütern sowie der Übertragung dinglicher 
Rechte oder von Urheberrechten andererseits. 

Diese Definition ist bewußt weit gefaßt. Sie schließt 
alle Nebenleistungen ein, die nicht unmittelbar 
und ausschließlich die Herstellung von Gütern 
oder die Übertragung dinglicher Rechte zum Ge- 
genstand haben — ein Bereich, in dem die Rechte 
der Verbraucher bereits durch die Richtlinie 
85/374/EWG über die Haftung für fehlerhafte Pro- 
dukte geschützt sind. 

Ziel dieser Richtlinie ist es, den Verbraucher zu 
schützen, und Personen, die durch sicherheitstech- 
nisch mangelhafte Dienstleistungen geschädigt 
wurden, hierfür zu entschädigen; daher wurde die 
Definition im Hinblick auf eine im Rahmen einer 
gewerblichen Tätigkeit oder eines öffentlichen 


Dienstes erbrachte Dienstleistung vorgenommen. 
Die Gewerbetätigkeit muß unabhängig sein, d. h. 
die Richtlinie betrifft nicht die Haftung des im Rah- 
men eines Arbeitsvertrages arbeitenden Angestell- 
ten/Arbeiters. 

Eine Unterscheidung zwischen Dienstleistungen, 
die von privaten Gewerbetreibenden erbracht wer- 
den, und solchen, die von öffentlichen Stellen er- 
bracht werden, erschien weder gerechtfertigt noch 
der allgemeinen Tendenz in den Mitgliedstaaten 
zu entsprechen. 


Artikel 3 (Definition des Dienstleistenden) 

1. Ein Dienstleistender ist eine natürliche oder juristi- 
sche Person, die im Rahmen ihrer gewerblichen 
Tätigkeit oder eines öffentlichen Dienstes eine 
Dienstleistung nach Artikel 2 erbringt. Im Verhält- 
nis zum Geschädigten handelt es sich um jene Per- 
son, die in Ausübung ihres Gewerbes oder ihrer 
Befugnisse den wirtschaftlichen bzw. öffentlichen 
Nutzen aus einer Dienstleistung zieht. 

Läßt ein Dienstleistender eine Dienstleistung (oder 
einen Teil derselben) durch einen Subunternehmer 
erbringen, ist dieser unabhängige Subunterneh- 
mer ebenfalls als Dienstleistender anzusehen, der 
für durch sein Verschulden verursachte Schäden 
haftet. 

2. Nach Maßgabe der Richtlinie haftet der Vertreter 
bzw. der rechtlich abhängige Vermittler, der die 
Dienstleistung erbringt, nur dann, wenn der 
Dienstleistende selbst nicht in der Gemeinschaft 
niedergelassen ist. Dies ist z. B. bei bestimmten 
Handelsvertretern der Fall. 


Artikel 4 (Definition des Schadens) 

1. Unter Schaden ist jede Beeinträchtigung der Ge- 
sundheit oder körperlichen Unversehrtheit von 
Personen und der Unversehrtheit beweglichen 
oder unbeweglichen Eigentums, einschließlich 
Tieren, zu verstehen. 

2. Rein wirtschaftliche Schäden, Gewinnausfall usw., 
gelten aus den im Kommentar zu Artikel 2 darge- 
legten Gründen nicht als Schäden im Sinne der 
Richtlinie. 

Dagegen fallen sämtliche materiellen Schäden, die 
von einer Beeinträchtigung der Gesundheit bzw. 
Unversehrtheit von Personen oder beweglichen 
oder unbeweglichen Eigentums herrühren, eben- 
falls unter die Richtlinie. 

Es muß sich dabei um einen direkten Schaden han- 
deln. Unter den Richtlinienvorschlag fallen daher 
nicht alle Folgeschäden, die nicht in direktem Zu- 
sammenhang mit der Beeinträchtigung der Unver- 
sehrtheit von Personen oder Sachen stehen (z. B. 
Selbstmord, verpaßte Gelegenheit zu einem Ver- 
tragsabschluß usw.). 

Diese Richtlinie umfaßt nur ausreichende und 
grundlegende Verbraucherschutzvorschriften und 
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regelt die Haftung für materielle Schäden. Morali- 
sche Schäden werden hingegen weiterhin durch 
das nationale Recht geregelt. 

Bei einem Schaden an beweglichem oder unbe- 
weglichem Eigentum wird daher der materielle 
(und nicht der Gefühlswert) der Sache berücksich- 
tigt. (Durch die Richtlinie wird nicht ausgeschlos- 
sen, daß Dienstleistende sich ihren Kunden gegen- 
über verpflichten, weiter zu gehen als die Richtli- 
nie, sofern dadurch die durch sie den Geschädigten 
zugestandenen Rechte nicht eingeschränkt wer- 
den.) 

3. Die Richtlinie gilt für alle Körperverletzungen und 
materiellen Schäden und damit auch für Schäden 
an Sachen, die Gegenstand der Dienstleistung sind 
(z. B. an einer in Reparatur gegebenen Sache). Da 
der Geschädigte an einer vollständigen Wiedergut- 
machung des erlittenen Schadens interessiert ist, 
wird in der Richtlinie für den Schaden kein Min- 
destbetrag festgesetzt. 

4 . Dem Wunsch der betroffenen Kreise folgend wurde 
der Wortlaut dieses Artikels dem des entsprechen- 
den Artikels der Produkthaftpflicht-Richtlinie da- 
hin gehend angeglichen, daß Schäden an nicht pri- 
vaten Gütern nicht unter die Richtlinie fallen. 


Artikel 5 (Beweise und Rechtsvermutungsregelung) 

Der Geschädigte hat den Schaden und den Kausal- 
zusammenhang zwischen Dienstleistung und Scha- 
den zu beweisen. 


Artikel 6 (Gemeinsames Verschulden) 

Unter Berücksichtigung der jeweiligen Lage der 
Parteien ist es gerechtfertigt, daß die Haftung des 
Dienstleistenden nicht gemindert wird, wenn der 
Schaden durch Verschulden des Dienstleistenden und 
zugleich durch die Handlung eines Dritten verursacht 
worden ist; bei Mitverschulden des Geschädigten 
kann sie jedoch gemindert bzw. aufgehoben wer- 
den. 


Artikel 7 (Haftungsausschluß) 

Die vorgeschlagene Richtlinie bestimmt, daß der 
Dienstleistende die Haftung, die ihm nach der Richt- 
linie obliegt, weder begrenzen noch ausschließen 
kann. 


Artikel 8 (Gesamtschuldnerische Haftung) 

Vorgesehen ist die gesamtschuldnerische Haftung 
aller Personen, die denselben Schaden zu vertreten 
haben. Das gleiche gilt für die zivilrechtliche Haftung 
für fehlerhafte Erzeugnisse. 

Vorgesehen ist auch eine gesamtschuldnerische Haf- 
tung des Franchisegebers, der dem Unternehmen sei- 
nen Namen überläßt und damit häufig die Wahl des 
Verbrauchers bestimmt, und des Franchisenehmers, 
der die Leistung direkt erbringt. 

Ist der Schaden jedoch auf ein Erzeugnis zurückzu- 
führen, das der Franchisegeber bzw. der Hauptfran- 
chisenehmer gemäß der Verordnung 4087/88 der 
Kommission vom 3. November 1988 über die Anwen- 
dung von Artikel 85 Abs, 3 des Vertrags auf Grup- 
pen von Franchisevereinbarungen nicht selbst hat lie- 
fern oder vorschreiben können, kann er sich von der 
Haftung befreien. Es wäre in der Tat nicht gerechtfer- 
tigt, den Franchisegeber bzw. den Hauptfranchise- 
nehmer für eine Handlung zu belangen, die er recht- 
mäßig nicht hat ausführen können. 


Artikel 9 und 10 (Verjährung) 

Vorgesehen sind eine Frist von drei Jahren (Verjäh- 
rung des Anspruchs) von dem Zeitpunkt an, in wel- 
chem der Anspruchsberechtigte von dem Schaden 
Kenntnis erhalten hat, und von fünf Jahren (Erlöschen 
der Haftung) von dem Zeitpunkt an, in welchem die 
Dienstleistung erbracht worden ist. Die Dreijahresfrist 
entspricht der in der Richtlinie 85/374 festgelegten 
Frist. Bei der relativ kurzen Frist von fünf Jahren 
wurde die Art der betreffenden Dienstleistungen be- 
rücksichtigt. 

Für Dienstleistungen im Zusammenhang mit Planung 
und Bau von Gebäuden gelten jedoch Fristen von 10 
bis 20 Jahren. 


Artikel 11 (Übergangsbestimmung) 

Dienstleistungen, die vor Anwendungsbeginn der 
Richtlinie erbracht worden sind, fallen nicht unter 
diese Richtlinie. 


Artikel 12 und 13 (Umsetzungsbestimmung und 
Schlußbestimmung) 
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